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Missbräuchliche Anerkennung von Vaterschaften endlich wirksam bekämpfen
Die missbräuchliche Anerkennung von Vaterschaften
ist durch den Fall des „Mr. Cashmoney“ erst vor kurzer
Zeit einer breiten Öffentlichkeit bekannt geworden.
Unter dem Begriff „Scheinvaterschaften“ geben
Männer fälschlicherweise vor, die Väter von Kindern
ausländischer Mütter zu sein. Diese und ihre
Angehörigen erhalten Aufenthaltstitel und
Sozialleistungen und nutzen so den deutschen
Sozialstaat aus. 
Die AfD-Bundestagsfraktion will mit einem
Gesetzentwurf gegen diesen Betrug vorgehen. Der
Parlamentarische Geschäftsführer der AfD-
Bundestagsfraktion, Stephan Brandner, teilt dazu mit: 

„Diese Betrugsmasche kostet den Staat Milliarden Euro.
Es gibt unglaubliche Fälle von Scheinvaterschaften,
durch die unsere Rechts- und Sozialsysteme
missbraucht werden, bis hin zu Fällen, in denen
versucht wurde, hunderte Kinder anzuerkennen. Der
vorgestellte Gesetzentwurf sieht eine zwingende
Beteiligung der Ausländerbehörden bei jeder
Vaterschaftsanerkennung vor, wenn ein Elternteil
nichtdeutscher Herkunft ist. Zudem wird die
Beweislast für die Anerkennung der Vaterschaft dem
Anerkennenden auferlegt, was mit Hilfe einer dafür
verpflichtenden DNA-Analyse stattfinden kann. Diese
entschlossenen Schritte sollen den Missbrauch von
Vaterschaftsanerkennungen effektiv bekämpfen und
die Integrität unseres Rechtssystems sichern. Wir
machen damit das, was die anderen bisher jahrelang
verpennt haben.“
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Aktuelle Videos

https://youtu.be/gK9wXtMcT_M?si=BtgGuXuZMmoNuD79
https://youtu.be/Dpotb-xkxLI?si=yMxy1phjrasgxxuW
https://youtu.be/GS0tvdAp-fU?si=OG0DY2WwXQ0e_ehX
https://youtu.be/pBLXVwYC494?si=pXZU_lYMSSUQ8RB1


Handwerkerforum am Montag 8. April
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Pressekonferenz am Dienstag zu
Scheinvaterschaften am 9. April
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Besuchergruppe in Berlin 11. April 
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Plenarimpressionen
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Bürgerdialog in Bad Salzuflen am 12. April 
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Kundgebung in Gütersloh am 13. April 
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Bürgerdialog in Saerbeck am 13. April
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Wanderung am Biggesee am 14. April
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Bürgerdialog in Olpe am 14. April
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Bürgerdialog in Menden am 14. April
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Bericht aus dem Plenum: Mittwoch, 10. April 
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Recht - Gesetzentwurf zur Digitalisierung der Justiz beraten
 
Die Abgeordneten des Bundestages haben sich am Mittwoch mit der Modernisierung der Justiz
befasst.„Durch Rechtsanpassungen im Bereich des elektronischen Rechtsverkehrs und der
elektronischen Aktenführung soll die bereits fortgeschrittene Digitalisierung in der Justiz in allen
Verfahrensordnungen weiter gefördert werden“, heißt es in dem Entwurf. So sieht der Entwurf unter
anderem „die Einführung einer Hybridaktenführung in allen Verfahrensordnungen für
geheimhaltungsbedürftige Aktenbestandteile, für vor der verpflichtenden Einführung der
elektronischen Aktenführung in Papier begonnene Akten sowie - während der Pilotierungsphase - für
elektronisch begonnene Akten“ vor. 

Stephan Brandner machte in seiner Rede konkrete Vorschläge zur Entlastung der Justiz: „Die
überwiegend jungen, männlichen, armen, ungebildeten und muslimisch geprägten Einwanderer sind
ein Problem für die Justiz. Und das heißt für uns in der Konsequenz: Ein sehr guter Beitrag zur
Entlastung der Justiz wären einfach bessere Grenzkontrollen und konsequente Abschiebung von
Straftätern, insbesondere von Mehrfach- und Intensivstraftätern. Eine weitere Möglichkeit, die Justiz
zu entlasten, wäre, sich mal um die Ordnungswidrigkeitsmaßnahmen aus Coronazeiten zu kümmern,
die immer noch zu Tausenden laufen, wo mit Akribie unbescholtene Freiheitskämpfer weiterhin
verfolgt werden. Diese Verfahren einzustellen gegen die angeblichen Coronastraftäter oder
Coronademonstranten, das wäre ein Beitrag, die Justiz zu entlasten.“

Recht - Forderung nach Reform der Anerkennung von Vaterschaften beraten

Ein von der AfD-Fraktion vorgelegter Gesetzentwurf „zur Reform der missbräuchlichen Anerkennung
von Vaterschaften“ stand ebenfalls am Mittwoch auf der Tagesordnung des Bundestages. Die
Fraktion führt zu Begründung an, dass nach aktueller Rechtslage „eine bewusst wahrheitswidrige
Anerkennung der Vaterschaft nicht zu deren Unwirksamkeit“ führe. In der Praxis werde diese
Rechtslage „von Ausländern allerdings ausgenutzt, um sich durch Anerkennung eines deutschen
Kindes ein Aufenthaltsrecht in Deutschland zu sichern“. Diese „Scheinvaterschaften“ hätten sich zu
einem „attraktiven Geschäftsmodell insbesondere für mittellose deutsche Männer entwickelt“, heißt
es weiter. 
 
Stephan Brandner sagte in seiner Rede dazu: „Das ist ein Massenphänomen. Bereits 2017 gingen
offizielle Schätzungen von etwa 5.000 solcher Fälle aus. Inzwischen schätzen Experten, dass es
Zehntausende Fälle sind. Es gibt tatsächlich massenhaft Auffälliges, was die Behörden offenbar gar
nicht groß interessiert. Ein Mann mit 19 Kindern von 17 Frauen in Berlin ist auffällig geworden. Bei
einem Deutschen in Paraguay, der die Vaterschaft gleich für mehrere Hundert Kinder anerkennen
lassen wollte, haben die Behörden Gott sei Dank funktioniert: Er ist gescheitert.“ Die AfD will daher
gesetzlich regeln, „dass die Ausländerbehörden in allen Fällen der Vaterschaftsanerkennung beteiligt
werden, wenn ein Elternteil nichtdeutscher Herkunft ist“. Ferner soll festgelegt werden, „dass die
Beweislast für die Anerkennung einer leiblichen Vaterschaft der Anerkennende trägt. Dies kann mit
Hilfe einer DNA-Analyse geschehen“. 

 














